
 

YouSo! 
Heft 1 | Juli 2011 | Preis: kostenlos 

Das Magazin der 

GEHT WIEDER AUFW RTS! 

PATERNOSTER: ES 

ASTA 

ZUM NEUEN 

DER SENAT? 

WAS IST EIGENTLICH 

FREISCHUSS BIS ZUM 10. SEMESTER 

JURA: KAUF DIR ZEIT ï 400 EURO F¦R 

DER LEHRAMTSSTUDIERENDEN 

R¦CKBLICK: VOLLVERSAMMLUNG 

KOPIERGUTHABEN 

F¦R ALLE! 

Impressum 

Herausgeber und  

Verantwortlicher:  

Juso-Hochschulgruppe der  

Goethe-Universität Frankfurt  

Studierendenhaus  

Mertonstraße 26 - 28 

60325 Frankfurt am Main 



 

2 YouSo! | Heft 1 | Juli 2011 

Liebe Studierende, 

 

wir von der YouSo!-Redaktion sind es leid, 

dass man nur etwas von der Hochschulpo-

litik mitbekommt, wenn versucht wird die 

Studierenden wie Stimmvieh zu den Hoch-

schulwahlen an die Wahlurne zu bekom-

men. Das schlimmste an diesem alljährli-

chen Treiben ist, es spielt denen in die 

Hände, die am wenigsten davon verstehen 

unsere Interessen zu waren. Wer kümmert 

sich schon um die verantwortungsvolle 

Nutzung unseres Semesterbeitrags, wenn 

er genau weiß, dass die Wahl der einzige 

Zeitpunkt ist zu dem sich irgendjemand 

für den AStA interessiert? 

Mit diesem Zustand möchten wir aufräu-

bZc- L^g h^cY `Z^c ö6W\ZdgYcZiZclViX]æ

für die Uni Frankfurt und das wollen wir 

auch nicht sein. Zwar sind die meisten von 

uns sind Teil der Juso-Hochschulgruppe, 

dennoch soll diese Zeitung nicht als Propa-

gandablatt missverstanden werden. Zwar 

wollen wir uns nicht anmaßen zu behaup-

ten ohne politische Meinung über dem 

Geschehen zu stehen ä kann man über-

haupt unpolitisch sein? - aber es ist uns 

wichtig Euch mit den Fakten zu versorgen, 

die auch uns fehlten, bevor wir anfingen 

uns auf Senats- und Stupa-Sitzungen se-

hen zu lassen. Wir meinen, dass gute Inte-

ressenvertretung immer Öffentlichkeit 

braucht. Fällt die weg, öffnen wir Berei-

cherung und Korruption Tür und Tor. Ge-

nauso wenig wie jeder andere, der seinen 

Semesterbeitrag bezahlt und vernünftig 

studieren will, wollen wir unser Geld ver-

schleudert und unsere Studienbedingun-

gen ruiniert sehen. Deshalb möchten wir 

für diese Öffentlichkeit sorgen.  

Abschließend sind wir vor allem der Mei-

nung, dass jeder Studierende selbst am 

besten weiß, was gut für ihn ist. Doch man 

muss wissen wie die Fakten liegen um 

letztlich bei der Wahl nicht nur nach Na-

men wählen zu können. Nur so wird aus 

einer Wahl wie jeder anderen eine echte 

Entscheidung ä das ist der Unterschied 

zwischen der Freiheit sein Kreuzchen zu 

machen und Demokratie. Weil eine demo-

kratische Interessenvertretung der beste 

Weg ist um unter anständigen Bedingun-

gen zu studieren und weil wir Demokratie 

auch ansonsten für eine ziemlich gute und 

wichtige Erfindung halten, möchten wir 

:jX] b^i öNdjHd æ ^c Oj`jc[i Vj[ YZb

Laufenden halten ä vor und nach der 

Wahl. 

 

 

Eure YouSo! -Redaktion 

VORWORT 
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ES GEHT WIEDER AUFW RTS! 

PATERNOSTER 

Nach langer Zeit des Stillstandes, gehen 

die Paternoster in diesen Tagen wieder in 

Betrieb. Auch ein Erfolg vieler Studieren-

den, die sich gegen die Stilllegung wende-

ten.  

Bereits seit Beginn des Sommersemesters 

fehlte dem IG Farben-Gebäude etwas: die 

Paternoster waren außer Betrieb. Begleitet 

wurde diese Maßnahme von einem Schrei-

ben, welches ausführte, dass die Paternos-

ter möglicherweise dauerhaft stillgelegt 

werden, da sie zu unsicher seien. Dies hät-

te ein Gutachten ergeben, nachdem ein 

Mitarbeiter mit einer Leiter einen Pater-

noster benutzt hatte. Die Vorstellung, dass 

eine Leiter mitgenommen wurde amüsiert 

dann doch ein wenig, doch nicht wenige 

machten sich nun ernsthaft Sorgen, dass 

diese speziellen Aufzüge dem Gebäude 

verloren gehen würden. Zum Hintergrund: 

Seit den Siebzigern werden keine neuen 

Paternoster mehr gebaut, laufen aller-

dings noch mit einer Sondergenehmigung. 

Es ist also kein Wunder, dass ein Gutach-

ten zu einem solchem Ergebnis kommt. 

Dennoch ist der Paternoster über Jahre 

sicher gelaufen und nur menschlichem 

Fehlverhalten ist geschuldet, dass es zu 

einem Vorfall kam, bei welchem glückli-

cherweise niemand verletzt worden ist. 

Ebenso kann man argumentieren, dass 

Treppen unsicher sind, denn mit Rollschu-

hen an den Füßen kann deren Benutzung 

auch gefährlich werden.  

Je länger sich nun der Stillstand hinzog, 

desto stärker formierte sich Widerstand. 

Besonders für Menschen mit Behinderung 

war es eine Einschränkung nun auf die 

überlasteten Aufzüge warten zu müssen. 

Der Dekan des Fachbereiches Geschichte, 

Philosophie und Ethnologie initiierte eine 

Unterschriftenliste, wir von der Juso-

Hochschulgruppe gründeten eine entspre-

chende Gruppe auf facebook, die bis heute 

mehr als 2100 Unterstützer_innen hat. 

Nicht zuletzt wurden auch die Medien auf-

merksam und berichteten. Auch stellten 

wir als Hochschulgruppe Anfragen an das 

Präsidium mit dem Ergebnis, dass in ei-

nem weiteren Rundschreiben vom Präsi-

denten die Wiederinbetriebnahme ange-

kündigt wurde. Verbunden allerdings mit 

der Einschränkung, dass möglicherweise 

einzelne Paternoster in klassische Aufzüge 

umgewandelt werden. Wann und wo dies 

geschehen wird, steht noch nicht fest und 

es ist unserer Meinung auch fraglich, ob 

dies Sinn macht. Die Paternoster sind er-

heblich leistungsfähiger als die Aufzüge, 

der Ausfall hat deutlich gemacht, dass mit 

ihnen die Bewegung im Gebäude erheb-

lich einfacher ist.  

Von Jonas Erkel 
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AStA steht bekanntlich für Allgemeiner 

Studierendenausschuss und ist die Vertre-

tung der Studierenden an der Uni. Jede_r 

Studierenden zahlt auch einen Beitrag von 

derzeit 8 Euro, um den AStA zu finanzieren 

und seine Vertretung mit Mitteln auszu-

statten. Soweit in der Theorie. Mit der 

LV]a YZh YZgoZ^i^\Zc öa^c`hgVY^`Va-

Zcæ 'HZaWhiWZoZ^X]cjc\( 6Hi6 WZhiZ]ZcY

aus Grünen, Lili, DL, Pinguinen, FDH, Lin-

ke.SDS und Schildkröten sehen wir als Op-

position unsere Aufgabe darin, Theorie 

und Praxis zu vergleichen.  

Einen ersten Anlass gab es bei der Semes-

terstartparty. Organisiert vom AStA, soll 

diese Party das Semester einläuten. Über 

Geschmack lässt sich bekanntlich nicht 

streiten und so wollen wir hier nichts zur 

Qualität der Party schreiben. Auffällig ist 

aber schon, dass der AStA insgesamt 10 

DJs engagiert hat, wohlgemerkt auf nur 

drei Floors. So wurden denn auch alleine 

ĔėĒĒ :jgd [´g Y^Z EaViiZcVj[aZ\Zg Vjh\Z\Z,

ben, keine Wunder, dass die Party, im Ge-

gensatz zu der letzten des vorherigen AStA 

auch kräftig Verlust gemacht hat. Dazu 

beigetragen haben dürfte auch, dass die 

Referent_innen des AStA im Gegensatz zu 

den Jahren davor nun für ihre Arbeit auf 

der Party zusätzlich bezahlt wurden, ob-

wohl sie schon eine monatliche Auf-

wandsentschädigung bekommen. Neben-

bei wurde auch noch der Eintritt für Stu-

dierenden von vier auf fünf Euro erhöht. 

Sicher, nur eine Erhöhung von einem Euro, 

politisch aber bemerkenswert für einen 

6Hi6+ lZaX]Zg h^X] Vah öa^c`hæ WZoZ^X]cZi-

Zur Erinnerung: trotz dieser Erhöhung 

'7Z\g´cYjc\ hZ^iZch YZh 6Hi6/ ö^hi egV`i^,

hX]Zgæ( ]Vi Y^Z HiVgieVgin ´WZg ĕĒĒĒ :jgd

Miese gemacht.  

Vor diesem Hintergrund fällt es uns als 

Opposition schwer dem AStA das Som-

merfest anzuvertrauen. So waren wir auch 

für eine Ausschreibung und Unterstützung 

durch einen professionellen Veranstalter, 

natürlich unter Wahrung der studenti-

schen Interessen. Da allerdings die Aus-

schreibung vom AStA einfach nicht vollzo-

gen worden ist, machten wir im Sinne der 

Konstruktivität den Kompromissvorschlag, 

erst in Abhängigkeit  eines Konzeptes die 

Organisation dem AStA zu übertragen. 

Das vorgelegte Konzept war dann aber 

derart schlecht und fehlerhaft, dass selbst 

Vertreter_innen der Opposition offen den 

Vorschlag machten, das Sommerfest lieber 

zu verschieben.  Letztlich wurde aber ge-

gen unsere Stimmen beschlossen, das 

Sommerfest am 08.07.2011 zu veranstal-

ten. Wahrscheinlich werden auch dort 

wieder Referent_innen extra bezahlt. Si-

cher ist schon, dass die obligatorische Af-

tershow-Party diesmal Eintritt kosten 

wird: eine Neuerung, die bestimmt viele 

gut finden werden.  

Von Jonas Erkel 

ASTA 

ZUM NEUEN 
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Interessant neben dem was der AStA alles 

macht, ist zu fragen, wo er eben nicht ak-

tiv ist. Suchen muss man nicht lange. So 

beteiligt sich der AStA an wichtigen Dis-

kussionen innerhalb der Uni nicht. In der 

anstehenden endgültigen Umstellung auf 

Bachelor/Master, in der Debatte wie viel 

Gelder die Fachbereiche im nächsten Jahr 

haben werden, beim Bund-Länder-

Programm, in der Paternoster-

Kontroverse, bei den QSL-Mitteln, überall 

war vom AStA wenig zu hören. Von einer 

echten Vertretung für die Studierenden 

kann hier also kaum die Rede sein. Viel-

leicht liegt dies an der geänderten Arbeits-

weise im AStA. Neu ist nämlich, dass nun 

jedes Referat autonom arbeitet. Dies führt 

dazu, dass die Koordination auf der Stre-

cke bleibt, der AStA-Vorstand in den aktu-

ellen Debatten völlig abgehängt ist und im 

Zweifel niemand was macht, wenn nie-

mand zuständig ist.  

Für die Studierenden bleibt zu hoffen, dass 

der aktuelle AStA endlich seinen Auftrag 

ernst nimmt und die Interessen der Stu-

dierenden vertritt. Zu erwarten ist dies bei 

den beteiligten Hochschulgruppen leider 

nicht. Aber die Juso-Hochschulgruppe ist 

ja auch noch da.  

Der Senat ist das oberste Gremium unse-
rer Universität. Alle strukturverändernden 
Entscheidungen bedürfen seiner Zustim-
mung. So muss jede neue Studienord-
nung, jede Berufungsliste für eine Profes-
sur und nicht zuletzt der Wirtschaftsplan, 
der Etat der Uni, den Senat passieren. Er 
setzt sich aus Vertreterinnen und Vertre-
ten verschiedener Statusgruppen zusam-
men: 9 Professor_innen, 3 wissenschaftli-
chen Mitarbeiter_innen, 3 Student_innen 
und 2 Vertreter_innen der technisch-
administrativen Mitarbeiter_innen. Diese 
an ein Ständeparlament erinnernde Kons-
tellation ist Abbild der Vorstellung der 

Richter des Bundesverfassungsgerichts 
von der Freiheit von Lehre und Forschung. 
Nach Auffassung der höchsten Richter sei 
diese nur dann gegeben, wenn die Gruppe 
der Professor_innen alle anderen jederzeit 
überstimmen könne. Die Richter scheinen 
eine schiefe Vorstellung davon zu haben, 
was eine  Universität eigentlich ist, ist sie 
doch eigentlich die universitas (lat. Ge-
meinschaft) von Lehrenden und Lernen-
den und keine Akademie, die tatsächlich 
nur eine Gemeinschaft der Lehrenden ist.  
 
Der Senat tagt in der Regel als einfacher 
Senat. Ihm gehören seine gewählten Ver-

DER SENAT? 

WAS IST EIGENTLICH 

Von Dominik Delp 
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treter_innen mit Stimmrecht, deren Stell-
vertreter_innen mit beratender Stimme 
an. Hinzu kommen weitere beratende Mit-
glieder, wie die Frauenbeauftragte. Bera-
tende Mitglieder dürfen sich jederzeit zu 
Wort melden und müssen gehört werden. 
Senatssitzungen sind universitätsöffent-
lich. Alle Angehörigen der Universität dür-
fen diesen Sitzungen beiwohnen und die 
Sitzungsleitung kann ihnen als Gästen das 
Wort erteilen, es muss aber nicht. Die Sit-
zungsleitung hat der Präsident der Univer-
sität inne, der sie in Detailfragen an eine 
der Vizepräsident_innen abgeben kann. 
Präsident_in und Vizepräsident_innen 
werden vom erweiterten Senat gewählt, 
d.h. auch die Stellvertreter_innen der Se-
nator_innen erhalten Stimmrecht. Das 
Vorschlagsrecht für die Präsidentschafts-
kandidat_in liegt beim Hochschulrat, der 
nicht gewählt wird, in dem auch keine 
Studierenden, dafür aber Bankiers sitzen.  
 
Wie andere Parlamente auch werden in 
verschiedenen Kommissionen Detailfra-
gen vorberaten. Es gibt beispielsweise eine 
Kommission, in der alle Studienordnungen 
Paragraph für Paragraph durchgegangen 

werden, bevor sie im Senat besprochen 
werden. Diese Kommissionen werden 
nach dem gleichen Verteilungsverhältnis 
der Statusgruppen besetzt und leisten 
einen wichtigen Beitrag zur parlamentari-
schen Arbeit. 
 
Als studentischer Vertreter ist man stets in 
der Unterzahl. Hinzu kommt, dass unter 
den Studierendenvertreter_innen nicht 
immer eine einhellige Meinung herrscht, 
zumal sie sich aus den verschiedensten 
Hochschulgruppen zusammensetzen. 
Wenn man von dieser schwachen Position 
aus trotzdem etwas erreichen möchte, ist 
eine Vernetzung mit den Vertreter_innen 
anderer Statusgruppen sehr wichtig. Na-
türlich sind Gewerkschaftler für uns als 
Sozis natürliche Bündnispartner, aber wir 
führen mit allen Gespräche und das mit 
Erfolg. So konnten wir in den letzten Jah-
ren die Anwesenheitspflicht in Vorlesun-
gen uniweit abschaffen und haben die 
Mindestnote für den Masterzugang zu-
rückgedrängt. Wir wollen diesen Weg des 
Dialoges weitergehen, um das Beste für 
Euch herauszuholen. 
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Der Freischuss ist nun auch für Jurastu-
dent_innen bis zum 10. Semester möglich. 
Allerdings muss, sofern die Prüfung nicht 
am Ende des 8. Semester abgelegt wird, in 
der Regel eine Gebühr von 400 Euro ent-
richtet werden. Übergangsregelungen gibt 
es nicht. Informationen für Studierende 
kamen spät. 
Am 17.05.2011 wurde im Hessischen Land-
iV\ YVh ö<ZhZio ojg tcYZgjc\ YZh ?jg^hiZc,
ausbildungsgesetzes und der Juristischen 
6jhW^aYjc\hdgYcjc\æ(Drucks. 18/3987 zu 
Drucks. 18/3698) beschlossen.1 Damit wur-
den verschiedene Änderungen vorgenom-
men, die alle Jurastudent_innen als auch 
Rechtsreferendar_innen in Hessen betref-
fen und für diese nicht uninteressant sein 
dürften. Es wurde  § 21 JAG so geändert, 
dass nun der sog. Freischuss auch bis zum 
ēĒ HZbZhiZg b¯\a^X] ^hi+ VaaZgY^c\h bjhh
ab dem 9. Semester eine Gebühr von 400 
Euro entrichtet werden. Zur Information: 
Der Freischuss oder auch Freiversuch ist 
ein Prüfungsversuch beim 1. Staatsexa-
men, der im Falle des Nichtbestehens der 
Prüfung als nicht unternommen gilt. Im 
Falle des Bestehens kann die Prüfung zur 
Notenverbesserung wiederholt werden, 
d.h. die bessere Note zählt am Ende.  
Bezüglich der Rechtsreferendar_innen 
wurden Regelungen erlassen, die es diesen 

nicht mehr erlauben, sich eine zusätzliche 
Lernpause vor dem 2. Staatsexamen 
dadurch zu verschaffen, indem sie sich vor 
dem Beginn der zweiten Staatsprüfung 
aus dem Vorbereitungsdienst entlassen 
lassen und sich erst zu einem späteren 
Zeitpunkt zwecks Ablegens der Prüfung 
wieder einstellen lassen.  
Die Debatte über diese Änderungen verlief 
im hessischen Landtag relativ harmo-
nisch.2 7Z\g´cYZi ljgYZ Y^Z tcYZgjc\
hinsichtlich des Freischusses mit der be-
sonderen Bedeutung des Staatsexamens, 
den guten Erfahrungen mit dem Frei-
schusserfahrungen in der Vergangenheit 
und dem Umstand, dass in anderen Bun-
desländern genauso verfahren würde und 
man einen Prüfungstourismus unterbin-
den wolle. Hinsichtlich der Regelungen für 
Rechtsreferendar_innen wurde das Argu-
ment der Chancengleichheit angeführt: 
Diejenigen die nicht von staatlicher Unter-
haltsbeihilfe abhängig seien, hätten bisher 
die Möglichkeit gehabt, sich einen Vorteil 
dadurch erkaufen zu können, indem sie 
vor dem 2. Staatsexmanen einige Zeit in 
das Privatissimum gegangen sein.3 Das 
könne sich aber nicht jeder leisten, was die 
Chancengleichheit nach Art. 3 GG verletzte 
und im Übrigen ungerecht sei.4 Auf der 
anderen Seite wurde moniert, dass etwa 

7Z^igV\ YZg ;VX]hX]V[ih\gjeeZ öJusos im Rechtæ ';VX]WZgZ^X] ē(  

FREISCHUSS BIS ZUM 10. SEMESTER 

JURA: KAUF DIR ZEIT ï 400 EURO F¦R 

Von Hans-Georg von Schweinichen 
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die fällige Gebühr für einen Freischuss ab 
dem 9. Semesters evt. zu hoch bemessen 
sei.5 Jgheg´c\a^X] ]ViiZ Y^Z AVcYZhgZ\^Z,
rung in ihrem Entwurf 500 Euro vorgese-
hen.6 Weiterhin wurde kritisiert, dass die 
Regelungen bezüglich des Freischusses bis 
zum 10. Semester im Gegensatz zu den 
anderen Bundesländern unnötig verspätet 
beschlossen würden.7 Eine etwaige Novel-
le hätte auch früher erfolgen können. Ins-
gesamt herrschte aber Einigkeit über die 
Notwendigkeit der Reformen. Eine totale 
Absage gegenüber den Prüfungsgebühren 
wurde von keiner Fraktion vorgebracht. 
Die Gebühren würden lediglich die Kosten 
der Prüfung abdecken und die Steuerzah-
ler_innen entlasten. Weiterhin hätten sie 
zugleich die Funktion, Studierende zu ei-
nem zügigen Abschluss zu bewegen. 8 

1 Hessischer Landtag, Plenarprotokoll 
18/73, S. 5077. 
2 Hessischer Landtag, Plenarprotokoll 
18/68, S. 4702 ff. 
3 Hessischer Landtag, Plenarprotokoll 
ēĚ.ĘĚ+ H- ĖęĒĕ+ ?¯g\-Uwe Hahn (FDP).  
4 Hessischer Landtag, Plenarprotokoll 
ēĚ.ĘĚ+ H- ĖęĒĕ+ ?¯g\-Uwe Hahn (FDP). 
5 Hessischer Landtag, Plenarprotokoll 
18/68, S. 4704, Heike Hoffmann (SPD). 
6 Hessischer Landtag, Drucksache 18/3698, 
S. 2. 
7 Hessischer Landtag, Plenarprotokoll 
ēĚ.ĘĚ+ H- ĖęĒĖ+ 9g- 6cYgZVh ?´g\Zch
'7zC9C>H ěĒ.9>: <GzC:C(- 
8 In diesem Sinne: Hessischer Landtag, 
Plenarprotokoll 18/68, S. 4704 ff. Christian 
Heinz (CDU).  

Es ist zu begrüßen, dass die Freischussre-
gelung noch zwei Semester länger gelten 
soll. Die Note des Staatsexamens hat eine 
ganz besondere Bedeutung für Ju-
rist_innen, weil diese mit darüber ent-
scheidet, welche beruflichen Optionen 

und Möglichkeiten später zu Verfügung 
stehen und welche nicht. Umso wichtiger 
ist es, dass unnötiger Druck von dieser 
wichtigen Prüfung genommen wird und 
die Möglichkeit eines Verbesserungsver-
suchs den Studierenden offen steht. Die 

KOMMENTAR 
Von Hans-Georg von Schweinichen 


